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2010 
Gesetz zur Änderung 

des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW 
sowie zur Anpassung des Landeszustellungsgesetzes 

an das De-Mail-Gesetz 
Vom 13. November 2012 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW 

sowie zur Anpassung des Landeszustellungsgesetzes 
an das De-Mail-Gesetz 

Artikel 1 
Änderung des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW 

Das Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2003 (Gv. 
NRW. S. 156, ber. 2005 S. 818), zuletzt geändert durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom 8. Dezember 2009 (Gv. NRW. 
S. 765), wird wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis wird 

a) nach der Zeile ,,§ 4 Vollstreckungsschuldner" die 
Zeile ,,§ 4a Gläubigerfiktion" neu eingefügt, 

b in der Zeile ,,§ 5 Vermögensermittlung" wird dem 
Wort "Vermögensermittlung" ein Komma sowie 
das Wort" Teilzahlungsvereinbarung" angefügt, 

c) die Zeile ,,§ 5 a Eidesstattliche Versicherung" 
durch die Zeile ,,§ 5 a Vermögensauskunft des Voll­
streckungsschuldners" ersetzt, und 

d) nach der Zeile ,,§ 44 Einziehung der Forderung -
Herausgabe der Urkunden" die Zeile ,,§ 44a Nicht 
vertretbare Handlungen" neu eingefügt. 

2. § 1 Absatz 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

"Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für öffentlich-rechtli­
che Versicherungsunternehmen, die am Wettbewerb 
teilnehmen, und für öffentlich-rechtliche Bank- und 
Kreditinstitute einschließlich der Sparkassen, es sei 
denn, sie werden im Auftrag des Landes einer 
Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes tätig und 
nehmen mit der zu erbringenden Leistung nicht am 
Wettbewerb teil." 

3. Nach § 4 wird folgender § 4a neu eingefügt: 

,,§ 4a 
Gläubigerfiktion, Aufrechnung 

(1) Im Vollstreckungsverfahren gilt diejenige Körper­
schaft als Gläubigerin der zu vollstreckenden Ansprüche, 
der die Vollstreckungsbehörde angehört. 

(2) Im Falle der Aufrechnung in einem Vollstreckungs­
verfahren gilt als Schuldner der die Aufrechnung 
begründenden Forderung die Körperschaft, der die Voll­
streckungsbehörde angehört. Das Recht der Abtretung 
zur Einziehung zwischen Hoheitsträgern, insbesondere 
der Schaffung einer Aufrechnungslage, bleibt unbe­
rührt." 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift des § 5 wird wie folgt neu gefasst: 

" Vermögensermi ttl ung, Teilzahl ungsvereinbarung '.' 

b) Der bisherige Wortlaut des § 5 wird Absatz 1. 

c) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

,,(2) Ergibt sich im Rahmen der Vermögensermitt­
lung nach Absatz 1, dass der Schuldner die Forde­
rung nicht in einer Summe begleichen kann, so 
kann die Vollstreckungsbehörde Teilzahlungen mit 
dem Schuldner vereinbaren. Die Teilzahlungsver­
einbarung soll einen Zeitraum von zwölf Monaten 
nicht überschreiten." 

5. § 5 a wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter "Eidesstatt­
liche Versicherung" durch die Wörter " Vermögen­
sauskunft desVollstreckungsschuldners" ersetzt. 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) DerVollstreckungsschuldner muss aufVerlan­
gen der Vollstreckungsbehörde oder auf Verlangen 
des Vollstreckungsbeamten der Justiz für die Voll­
streckung einer Forderung Auskunft über sein Ver­
mögen erteilen, wenn er die Forderung nicht bin­
nen zwei Wochen begleicht, nachdem ihn die 
Vollstreckungsbehörde unter Hinweis auf die Ver­
pflichtung zur Abgabe der Vermögensauskunft zur 
Zahlung aufgefordert hat. Zusätzlich hat er seinen 
Geburtsnamen, sein Geburtsdatuni, seine Staats­
angehörigkeit und seinen Geburtsort anzugeben. 
Handelt es sich bei dem Vollstreckungsschuldner 
um eine juristische Person oder um eine Personen­
vereinigung, so hat er seine Firma, die Nummer 
des Registerblatts im Handelsregister und seinen 
Sitz anzugeben. Das Verfahren richtet sich für die 
Vollstreckungsbehörde nach § 284 der Abgaben­
ordnung, für den Vollstreckungsbeamten der Justiz 
nach den §§ 802c bis 8021 der Zivilprozessord­
nung." 

c) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter "eidesstattli­
chen Versicherung" durch das Wort "Vermögen­
sauskunft" ersetzt. 

d) Es werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt: 

,,(3) Erfolgt zunächst die Zwangsvollstreckung in 
Sachen und 

1. hat der Schuldner die Durchsuchung (§ 14) ver­
weigert oder 

2. ergibt der Pfändungsversuch, dass eine Pfän­
dung voraussichtlich nicht zu einer vollständi­
gen Befriedigung des Gläubigers führen wird, 

so kann der Vollziehungsbeamte dem Schuldner 
die Vermögensauskunft abweichend von Absatz 1 
sofort abnehmen, soweit die Vollstreckungsbehörde 
ihn dazu beauftragt hat und der Schuldner der 
sofortigen Abnahme nicht widerspricht. Wider­
spricht der Schuldner, gilt § 802 f der Zivilprozess­
ordnung entsprechend. 

(4) Beauftragt die Vollstreckungsbehörde den Voll­
ziehungsbeamten der Justiz mit der Vollstreckung, 
tritt die schriftliche Erklärung der Vollstreckungs­
behörde über die Vollstreckbarkeit, die Höhe und 
den Grund der Forderung gegenüber dem Vol~.stre­
ckungsbeamten der Justiz an die Stelle der Uber­
gabe der vollstreckbaren Ausfertigung gemäß 
§ 802 a Absatz 2 der Zivilprozessordnung." 

6. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Der Vollziehungsbeamte ist befugt, die Woh­
nung und die Behältnisse des Schuldners zu 
durchsuchen, soweit der Zweck der Vollstreckung 
dies erfordert." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Er ist befugt, verschlossene Türen und Behält­
nisse öffnen zu lassen." 

c) In Absatz 4 wird Satz 1 durch folgende Sätze 1 
und 2 ersetzt: 

"Die Wohnung des Schuldners darf ohne dessen 
Einwilligung nur auf Grund einer Anordnung des 
Richters bei dem Amtsgericht durchsucht werden, 
in dessen Bezirk die Durchsuchung erfolgen soll. 
Dies gilt nicht, wenn die Einholung der Anord­
nung den Erfolg der Durchsuchung gefährden 
würde." 

d) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

,,(5) Willigt der Vollstreckungsschuldner in die 
Durchsuchung ein, oder ist eine Anordnung gegen 
ihn nach Absatz 4 Satz 1 ergangen oder nach 
Absatz 4 Satz 2 entbehrlich, so haben Personen, 
die Mitgewahrsam an den Wohn- und Geschäfts­
räumen des Vollstreckungsschuldners haben, die 
Durchsuchung zu dulden. Unbillige Härten gegen­
über Mitgewahrsamsinhabern sind zu vermeiden. 
Für die Gewahrsamsvermutung bei der Zwangs­
vollstreckung gegen Ehegatten und Lebenspartner 
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findet § 739 der Zivilprozessordnung Anwendung." 

e) Es wird folgender Absatz 6 angefügt: 

,,(6) Die Anordnung nach Absatz 4 ist bei der Voll­
streckung vorzuzeigen." 

7. § 16 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Die Nachtzeit umfasst die Stunden von einund­
zwanzig bis sechs Uhr." 

8. § 27 wird wie folgt geändert: 

In Satz 1 wird die Angabe ,,813b" durch die Angabe 
,,813" ersetzt. 

9. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Wird die Einziehung eines bei einem Kredit­
institut gepfändeten Guthabens eines Schuldners 
angeordnet, so gelten § 833 a und § 8501 der Zivil­
prozessordnung entsprechend. § 8501 der Zivilpro­
zessordnung gilt mit der Maßgabe, dass Anträge 
bei dem nach § 828 Absatz 2 der Zivilprozessord­
nung zuständigen Vollstreckungsgericht zu stellen 
sind." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Wird die Einziehung einer gepfändeten nicht 
wiederkehrend zahlbaren Vergütung eines Vollstre­
ckungsschuldners, der eine natürliche Person ist, 
für persönlich geleistete Arbeiten oder Dienste 
oder sonstige Einkünfte, die kein Arbeitslohn sind, 
angeordnet, so gilt § 835 Abs. 5 der Zivilprozess­
ordnung entsprechend." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wird 
wie folgt geändert: 

Die Angabe "Absatz 3" wird durch die Angabe 
"Absatz 4" ersetzt. 

e) Dem Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

,,(6) Hat der Schuldner seinen Wohnsitz außerhalb 
des Geltungsbereiches des Grundgesetzes und der 
Drittschuldner seinen Sitz innerhalb des Gel­
tungsbereiches des Grundgesetzes, so ist die Pfän­
dung am inländischen Hauptsitz des Drittschuld­
ners auszubringen." 

10. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 wird nach den Wörtern "gepfän­
det werden" der Klammerzusatz " (Dauerpfän­
dung)" eingefügt. 

b) Dem Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

,,(5) Wegen Ansprüchen nach dem Unterhaltsvor­
schussgesetz findet die Absenkung der Pfändungs­
freigrenzen entsprechend § 850d Absatz 1 der 
Zivilprozessordnung und die Vorratspfändung ent­
sprechend § 850 d Absatz 3 der Zivilprozessord­
nung Anwendung, wenn diese Ansprüche nach § 1 
Absatz 2 im Verwaltungswege vollstreckt werden." 

11. Es wird folgender § 44 a neu eingefügt: 

,,§ 44a 
Nicht vertretbare Handlungen 

Kann eine Handlung des Schuldners nicht durch den 
Gläubiger vorgenommen werden, so kann, wenn sie aus­
schließlich vom Willen des Schuldners abhängt, die Voll­
streckungsbehörde auf Antrag des Gläubigers den 
Schuldner zur Vornahme der Handlung durch Zwangs­
geld anhalten. Ist das Zwangsgeld uneinbringlich oder 
droht wegen gesetzlicher Fristen der Untergang der 
gepfändeten Forderung, so findet § 888 Absatz 1 Satz 3 
der Zivilprozessordnung entsprechende Anwendung." 

12. § 45 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Am Ende von Nummer 3 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt. 

b) Als Nummern 4 und 5 werden angefügt: 

,,4. ob innerhalb der letzten zwölf Monate im Hin­
blick auf das Konto, dessen Guthaben gepfän-

det worden ist, eine Pfändung nach § 40 Absatz 
2, § 8501 der Zivilprozessordnung oder nach 
§ 309 Absatz 3 der Abgabenordnung aufgeho­
ben oder die Unpfändbarkeit des Guthabens 
angeordnet worden ist, und 

5. ob es sich bei dem Konto, dessen Guthaben 
gepfändet worden ist, um ein Pfändungsschutz­
konto im Sinne von § 850k Absatz 7 der Zivil­
prozessordnung handelt." 

13. Dem § 48 Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz ange­
fügt: 

"Die Zuständigkeit des Amtsgerichts als Vollstre­
ckungsgericht gemäß § 850 k Absatz 5 Satz 4 der 
Zivilprozessordnung bleibt unberührt." 

14. In § 61 Absatz 2 wird der Verweis ,,§§ 901 bis 914" 
durch den Verweis" §§ 802 g bis 802j" ersetzt. 

15. In § 77 Absatz 1 Satz 1, § 77 Absatz 2 Sätze 1 und 2, 
§ 77 Absatz 4 Satz 2 und § 77 Absatz 5 Satz 1 wird 
jeweils das Wort "Kostenordnung" durch die Wörter 
"Ausführungsverordnung VwVG" ersetzt. In § 77 
Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter "eidesstattliche 
Versicherung" durch das Wort "Vermögensauskunft" 
ersetzt. 

Artikel 2 
Anpassung des Landeszustellungsgesetzes 

an das De-Mail-Gesetz 

Das Landeszustellungsgesetz vom 7. März 2006 (Gv. 
NRW. S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 16. November 2010 (Gv. NRW. S. 600), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Klammerzu­
satz ,,(Post)" ein Komma und die Wörter "einen 
nach § 17 des De-Mail-Gesetzes vom 28. April 
2011 (BGBL I S. 666) akkreditierten Diensteanbie­
ter" eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,,§ 5 Abs. 5 
Satz 1 2. Halbsatz" durch die Angabe ,,§ 5 Absatz 
5 Satz 2" ersetzt. 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Komma ersetzt durch 
ein Semikolon und die Wörter "einschließlich elek­
tronischer Dokumente" werden durch die Wörter 
"elektronische Zustellung" ersetzt. 

b) In Absatz 5 Satz 1 wird nach dem Wort "eröffnet" 
das Semikolon durch einen Punkt und das fol­
gende Wort "es" durch das Wort "Es" ersetzt. 

c) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aal In den Sätzen 2 und 4 wird die Angabe 
"Absatzes 5 Satz 1 2. Halbsatz" jeweils ersetzt 
durch die Angabe "Absatzes 5 Satz 2'.' 

bb) In Satz 3 werden die Wörter "glaubhaft 
macht" durch das Wort "nachweist" ersetzt. 

ce) In Satz 4 werden die Wörter "Rechtsfolge nach 
Satz 2" ersetzt durch die Wörter "Rechtsfolgen 
nach Satz 2 und 3'.' 

3. Nach § 5 wird folgender neuer § 5a eingefügt: 

,,§ 5a 
Elektronische Zustellung gegen Abholbestätigung über 

De-Mail-Dienste 

(1) Die elektronische Zustellung kann .lmbeschadet des 
§ 5 Absatz 4 und 5 Satz 1 und 2 durch Ubermittlung der 
nach § 17 des De-Mail-Gesetzes akkreditierten Dienste­
anbieter gegen Abholbestätigung nach § 5 Absatz 9 des 
De-Mail-Gesetzes an das De-Mail-Postfach des Zustel­
lungsadressaten erfolgen. Für die Zustellung nach Satz 1 
ist § 5 Absatz 4 und 6 mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass an die Stelle des Empfangsbekenntnisses die Abhol­
bestätigung tritt. 

(2) Der nach § 17 des De-Mail-Gesetzes akkreditierte 
Diensteanbieter hat eine Versandbestätigung nach § 5 
Absatz 7 des De-Mail-Gesetzes und eine Abholbestäti-
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gung nach § 5 Absatz 9 des De-Mail-Gesetzes zu erzeu­
gen. Er hat diese Bestätigungen unverzüglich der absen­
denden Behörde zu übermitteln. 

(3) Zum Nachweis der elektronischen Zustellung genügt 
die Abholbestätigung nach § '5 Absatz 9 des De-Mail­
Gesetzes. Für diese gelten § 371 Absatz 1 Satz 2 und 
§ 371 a Absatz 2 der Zivilprozessordnung. 

(4) Ein elektronisches Dokument gilt in den Fällen des 
§ 5 Absatz 5 Satz 2 am dritten Tag nach der Absendung 
an das De-Mail-Postfach des Zustellungsadressaten als 
zugestellt, wenn er dieses Postfach als Zugang eröffnet 
hat und der Behörde nicht spätestens an diesem Tag eine 
elektronische Abholbestätigung nach § 5 Absatz 9 des 
De-Mail-Gesetzes zugeht. Satz 1 gilt nicht, wenn der 
Zustellungsadressat nachweist, dass das Dokument nicht 
oder zu einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist. Der 
Zustellungsadressat ist in den Fällen des § 5 Absatz 5 
Satz 2 vor der Ubermittlung über die Rechtsfolgen nach 
Satz 1 und 2 zu belehren. Als Nachweis der Zustellung 
nach Satz 1 dient die Versandbestätigung nach § 5 
Absatz 7 des De-Mail-Gesetzes oder ein Vermerk der 
absendenden Behörde in den Akten, zu welchem Zeit­
punkt und an welches De-Mail-Postfach das Dokument 
gesendet wurde. Der Zustellungsadressat ist über den 
Eintritt der Zustellungsfiktion nach Satz 1 elektronisch 
zu benachrichtigen." 

4. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 4 wird die Angabe "nach § 5 
Abs. 5" gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 3 wird nach der Angabe ,,§ 5 
Abs.7 Satz 1 bis 3 und 5" die Angabe "sowie nach. 
§ 5a Absatz 3 und 4 Satz 1,2 und 4" eingefügt. 

c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 7 angefügt: 

"Ist durch Rechtsvorschrift angeordnet, dass ein 
Verwaltungsverfahren über eine einheitliche Stelle 
nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrens­
gesetzes abgewickelt werden kann, finden die 
Sätze 1 bis 6 keine Anwendung." 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft. Abweichend hiervon treten Artikel 1 Nummern 4, 
5,10 und 14 am 1. Januar 2013 in Kraft. 

Düsseldorf, den 13. November 2012 

(L. S.) 
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Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Für den Minister 
für Inneres und Kommunales 

Der Justizminister 

Thomas K u t s c hat y 

- Gv. NRW 2012 S. 508 

Gesetz 
zur Regelung des Kostenausgleichs für Aufgaben 

der öffentlichen Jugendhilfe 
(Belastungsausgleichsgesetz Jugendhilfe - BAG-JH) 

Vom 13 .. November 2012 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Regelung des Kostenausgleichs für Aufgaben 

der öffentlichen Jugendhilfe 
(Belastungsausgleichsgesetz Jugendhilfe - BAG-JH) 

Artikel 1 
Gesetz 

zur Regelung des Kostellausgleichs für Aufgaben 
der öffentlichen Jugendhilfe 

(Belastungsausgleichsgesetz Jugendhilfe - BAG-JH) 

§ 1 
Belastungsausgleich 

(1) Für die wesentlichen Belastungen der örtlichen Trä­
ger der öffentlichen Jugendhilfe in.folge der am 11. 
November 2008 in Kraft getretenen Anderung des § 1 a 
Absatz 1 AG-KJHG (Gv. NRW S. 644) wird ein finanziel­
ler Ausgleich nach Maßgabe dieses Gesetzes gewährt. 

(2) Der finanzielle Ausgleich umfasst den auf Grund der 
Anderung des Sozialgesetzbuches, Achtes Buch, durch 
das Gesetz zur Förderung von Kindern unter drei Jahren 
in Tageseinrichtungen und in Kindertagespftege vom 10. 
Dezember 2008 (BGBI. I S. 2403) notwendigen Ausbau 
der Kindertagesbetreuung, und zwar 

1. den notwendigen Verwaltungsaufwand zum Ausbau 
und zur Aufrechterhaltung der Betreuungsangebote 
für unter drei Jahre alte Kinder in Tageseinrichtun­
gen und Kindertagespftege; 

2. einen pauschalen Zuschlag in Höhe von 10 vom Hun­
dert des Verwaltungsaufwandes nach Nummer 1 zum 
Ausgleich des mit dem Verwaltungsaufwand verbun­
denen Sachaufwandes; 

3. die Investitionskosten, die für den bedarfsgerechten 
Ausbau des Betreuungsangebotes aufgewendet wer­
den müssen; 

4. die notwendigen Kosten zur Aufrechterhaltung des 
laufenden Betriebes von Plätzen für Kinder im Alter 
von unter drei Jahren in Kindertageseinrichtungen 
und in der Kindertagespftege. 

Die Höhe des jeweiligen Aufwandes und die für die 
Berechnung getroffenen Annahmen ergeben sich aus der 
Kostenfolgeabschätzung, die diesem Gesetz beigefügt ist 
(Anlage). 

(3) Der Ausgleich nach Absatz 2 und die Verteilung auf 
die einzelnen örtlichen Träger der öffentlichen Jugend­
hilfe erfolgen ab 1. August 2013 durch eine Erhöhung des 
Finanzierungsanteils des Landes an den Kosten des 
Betriebs der Kindertageseinrichtungen, soweit sie Plätze 
für Kinder im Alter von unter drei Jahren anbieten. Die 
oberste Landesjugendbehörde wird ermächtigt, im Ein­
vernehmen mit dem Finanzministerium 

1. durch Rechtsverordnung den Vom-Hundert-Satz nach 
Artikel 2 Nummer 1 für die Kindergartenjahre ab 1. 
Augus~ 2013 neu festzulegen, wenn er sich im Zuge 
einer Uberprüfung des Belastungsausgleichs nach § 3 
Absatz 1 verändert; die der Kostenfolgeabschätzung 
zugrundeliegenden B,erechnungsmodalitäten unterlie­
gen dabei nicht der Uberprüfung. 

2. durch Rechtsverordnung das Verfahren bei einer 
Anpassung des Kostenausgleichs zu regeln; die Ver­
ordnung kann dabei vorsehen, dass die Anpassung 
erst für das übernächste Kindergartenjahr wirksam 
wird sowie ein Ausgleich durch spätere Verrechnung 
bei einer Veränderung des Vom-Hundert-Satzes in 
Artikel 2 Nummer 1 oder durch Einmalzahlung in 
entsprechender Anwendung des in Absatz 4 festgeleg­
ten Verteilschlüssels für das unmittelbar folgende 
Kindergartenjahr erfolgt. 

(4) Für die Kindergartenjahre 2011/12 und 2012/13 
erfolgt der Ausgleich nach Absatz 2 durch Einmalzah­
lungen. Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
erhält von dem in der Kostenfolgeabschätzung für diese 
Kindergartenjahre ausgewiesenen Betrag den Anteil, der 
seinem Anteil der Kindpauschalen nach § 20 Absatz 1 
Kinderbildungsgesetz vom 30. Oktober 2007 (Gv. NRW 
S. 462) ·in diesem Kindergartenjahr für Kinder im Alter 
von unter drei Jahren an der Gesamtzahl der für dieses 
Kindergartenjahr am 15. März 2011 bzw. 15. März 2012 
gemeldeten Kindpauschalen für Kinder im Alter von 
unter drei Jahren entspricht. Der Betrag für die Kinder­
gartenjahre 2011/2012 und 201212013 in Höhe von insge­
samt 181.795.591 EUR wird unmittelbar nach Inkrafttre­
ten dieses Gesetzes ausgezahlt. 
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